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Amtliche  
Bekanntmachungen

Öffentliche Bekanntmachung 
einer Baugenehmigung gemäß 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayer. 
Bauordnung (BayBO)
Vorhaben: Nutzungsänderung: 
Laden und 3 Wohnungen in eine 
2-gruppige Kinderkrippe
Grundstück: Bäumenstraße 11
Antragsteller: Zentrum Fürth GmbH, 
Königstraße 106–108, 90762 Fürth
Baugenehmigung nach Art. 68 
BayBO
Wir haben Ihren Antrag geprüft und 
erteilen gemäß Art. 68 der Baye-
rischen Bauordnung (BayBO) die 
Baugenehmigung für oben genann-
tes Bauvorhaben.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann in-
nerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage beim Bay-
er. Verwaltungsgericht Ans-
bach, Postanschrift: Postfach 6 16, 
91511 Ansbach, Hausanschrift: Pro-
menade 24, 91522 Ansbach, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstel-
le dieses Gerichtes erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, die Be-
klagte (STADT FÜRTH) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben, der 
angefochtene Bescheid soll in Ur-
schrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Klage und allen Schrift-
sätzen sollen vier Abschriften für die 
übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage eines Dritten (Nachbar) 
gegen diesen Bescheid hat keine auf-
schiebende Wirkung (§ 212a Abs. 1 
Baugesetzbuch − BauGB −). Mög-
lich ist ein Antrag zum Verwaltungs-
gericht Ansbach, die aufschiebende 
Wirkung der Klage wieder herzustel-
len (§§ 80a i. V. m. 80 Abs. 5 Verwal-
tungsgerichtsordnung − VwGO −).
Hinweis zur Rechtsbehelfsbeleh-
rung

Durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes zur Ausführung der Ver-
waltungsgerichtsordnung vom 21. Ju-
ni 2007 wurde das Widerspruchsver-
fahren im Bereich des öffentlichen 
Baurechts und des Denkmalschutz-
rechts abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen diesen Bescheid 
Widerspruch einzulegen. Die Kla-
geerhebung in elektronischer Form 
(z. B. durch E-Mail) ist unzulässig. 
Kraft Bundesrechts ist bei Rechts-
schutzanträgen zum Verwaltungsge-
richt seit 1. Juli 2004 grundsätzlich 
ein Gebührenvorschuss zu entrich-
ten.
Die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens können bei der Bauaufsicht, 
Hirschenstraße 2, Zimmer 134, Stefan 
Laskarides, eingesehen werden.

Bundestagswahl am 27. Septem-
ber 2009
Bekanntgabe
Am 10. August 2009 wird an folgen-
der Stelle im Stadtgebiet Fürth
Rathaus, Königstraße 88, 90762 
Fürth,
die Bekanntmachung des Kreis-
wahlleiters über die zugelasse-
nen Kreiswahlvorschläge für den 
Wahlkreis 243 Fürth zur Wahl des 
17. Deutschen Bundestags am 27. 
September 2009
durch öffentlichen Anschlag be-
kannt gemacht.
Fürth, 27. Juli 2009, STADT FÜRTH
Christoph Maier, Kreiswahlleiter

Satzung zur Änderung der Sat-
zung über die Erhebung des Er-
schließungsbeitrages (EBS)
vom 27. Juli 2009
Aufgrund der §§ 132 und 133 Abs. 3 
Satz 5 des Baugesetzbuches (BauGB) 
– in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27. August 1997 (BG-
Bl. I, S. 2141), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 23. Juli 2002 (BGBl. I, 
S. 2850) in Verbindung mit Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Frei-
staat Bayern (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 
1998 (GVBl. S. 796), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 24. Dezem-
ber 2002 (GVBl. S. 962) und Art. 

5a des Kommunalabgabengesetzes 
(KAG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 4. April 1993 (BayRS 
2024-1-I; GVBl. S. 264), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz zur Änderung 
des Kommunalrechts vom 26. Juli 
2004 (GVBl. S. 272) erlässt die Stadt 
Fürth folgende Satzung:
Artikel 1
1. § 1 Absatz 1 erhält folgende Fas-
sung: „(1) Zur Deckung ihres an-
derweitig nicht gedeckten Aufwan-
des für Erschließungsanla gen erhebt 
die Stadt Fürth einen Erschließungs-
beitrag nach den Bestimmungen des 
Baugesetzbuches (BauGB), des Ar-
tikel 5 a Kommunalabgabengesetzes 
(KAG) und dieser Satzung (EBS).“
2. In § 2 Absatz 1, Ziffer 1., Buch-
stabe c) wird das Wort „kombinier-
te“ durch das Wort „gemeinsame“ er-
setzt. Absatz 6 wird aufgehoben. Der 
bisherige Absatz 7 wird Absatz 6, der 
bisherige Absatz 8 wird Absatz 7 und 
der bisherige Absatz 9 wird Absatz 8.
3. In § 3 Absatz 1, Buchstabe h) wird 
das Wort „kombinierten“ durch das 
Wort „gemeinsamen“ ersetzt. In Ab-
satz 1 Buchstabe k) werden die Wor-
te „Verkehrseinrich tungen, die Möb-
lierung und“ gestrichen. Absatz 2 er-
hält folgende Fassung: „(2) Für Plätze, 
beschränkt-öffentliche Wege, Wohn-
wege, Fußgängerbereiche und Fuß-
gängergeschäftsstraßen, verkehrsbe-
ruhigte Bereiche, insbesondere solche 
im Sinne von § 42 Abs. 4 a StVO, und 
selbstständige Parkflächen für Kraft-
fahrzeuge gilt Absatz 1 sinngemäß.“
4. § 4 Absatz 2 Buchstabe b) entfällt. 
Die Absatzbezeichnung „a)“ in Ab-
satz 2 entfällt.
5. In § 8 Absatz 2 entfällt der Punkt 
hinter „des einzelnen Grundstückes“. 
In Absatz 6 Satz 2 entfallen die Wor-
te „Satz 2 bis 5“. Absatz 7 Buchsta-
be d) erhält folgende Fassung: „d) ein 
Bebauungsplan weder in Aufstellung 
begriffen noch – rechtsverbindlich – 
vorhanden ist, bestimmt sich die zu-
lässige Geschossfläche nach dem ge-
mäß § 34 BauGB zulässigen Maß der 
baulichen Nutzung. Ist die Geschoss-
fläche der auf dem Grundstück vor-
handenen, oder von bereits bauauf-
sichtlich, bestandskräftig genehmig-

ten, künftigen Gebäuden größer, ist 
sie als zulässige Geschossfläche an-
zusetzen.“ In Absatz 9 entfallen die 
Worte „Kern-,“
6. In § 13 Absatz 2 entfallen die Wor-
te „auf die kein Rechtsanspruch be-
steht,“
Artikel 2
Die Anlage zu § 4 Abs. 2 der Sat-
zung über die Erhebung des Erschlie-
ßungsbeitrages (EBS) wird fortge-
schrieben und um nachfolgende Ein-
heitssätze für das Jahr 2008 ergänzt.

(Fortsetzung auf Seite 26)

Baupreisentwicklung in der 
Stadt Fürth
Aufgrund der Auswertung von Kauf-
verträgen aus dem ersten Halbjahr 
2009 in der Geschäftsstelle des Gut-
achterausschusses bei der Stadt Fürth 
können für die Preisentwicklung auf 
dem Immobilienmarkt im Bereich 
des Stadtgebietes von Fürth für drei 
Grundgesamtheiten folgende Aus-
sagen getroffen werden (jeweils im 
Vergleich zu 2008):
1. Grundgesamtheit (G) 1: Baugrund-
stücke für den individuellen Woh-
nungsbau:
Bei den Bodenwerten hat sich ein 
Rückgang um 3,4 Prozent auf durch-
schnittlich 263 Euro/m² errechnet.
2. Grundgesamtheit 2 – Eigentums-
wohnungen:
G 2 a) Umgewandelte, alte Mietwoh-
nungen:
Die Werte zeigen leicht ansteigen-
de  Tendenz . Die Auswertung er-
gab 1134 Euro/m² Wohnfläche (+ 1,5 
Prozent).
G 2 b) Neue Eigentumswohnungen 
(Erstkauf):
Die Werte sind um 3,1 Prozent auf 
2422 Euro/m² Wohnfläche angestie-
gen.
G 2 c)  Eigentumswohnungen (Zweit-
hand):
Die Werte sind nahezu gleich geblie-
ben (+ 0,2 Prozent, 1242 Euro/m² 
Wohnfläche).
3. Grundgesamtheit 3 – Ein- und 
Zweifamilienhäuser:
G 3 a) Neue Ein- und Zweifamilien-
häuser (Erstkauf):
Die Werte sinken auf 1885 Euro/m² 
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Wohnfläche (– 4,3 Prozent).
G 3 b) Ein- und Zweifamilienhäuser 
(Zweithandkauf):
Die Werte sind um 3,7 Prozent auf 
1865 Euro/m² Wohnfläche gestiegen.
Zu beachten ist, dass je nach Lage 
und Ausstattung einzelne Werte zum 
Teil erheblich vom angegebenen Mit-
telwert abweichen können. 
Auskünfte über Bodenrichtwerte er-
teilt die Geschäftsstelle des Gutach-
terausschusses, Hirschenstraße 2, 
Zimmer 152, Telefon 974-33 52 oder 
974-33 53. Dort können auch Gutach-
ten über den Wert bebauter und un-
bebauter Grundstücke beantragt wer-
den.
Informationen über Aufgaben und 
Tätigkeit der Gutachterausschüsse 
können im Internet unter www.gut-
achterausschuesse-bayern.de nachge-
lesen werden.

Erlass einer Veränderungssper-
re gem. §§ 14ff. Baugesetzbuch 
(BauGB) für den Bereich des in 
Änderung befindlichen Bebau-
ungsplanes Nr. 311 4. Änderung 
„im Bereich des Grundstückes 
Fl. Nr. 282/50 Gemarkung Ron-
hof, Ronwaldstraße 19b“ in der 
Gemarkung Ronhof
Die Stadt Fürth erlässt aufgrund des 
§ 14 Abs. 1 und 2 i. V. m. § 16 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
23. September 2004 (BGBl. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Arti-
kel I des Gesetzes vom 21. Dezember 
2006 (BGBl. I S. 3316) i. V. m. Art. 
23 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern (Gemeindeordnung 
- GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. August 1998 (GV-
Bl 1998, S. 796), zuletzt geändert am 
10. April 2007 (GVBl 2007, S. 271) 
folgende Satzung über eine Verände-
rungssperre:
§ 1
Räumlicher Geltungsbereich
Bei dem räumlichen Geltungsbereich 
handelt es sich um das Grundstück 
Fl. Nr. 282/50 Gemarkung Ronhof. 
Die genaue Abgrenzung ergibt sich 
aus der beiliegenden Karte, die als 
Anlage zur Veränderungssperre, Teil 
der Satzung ist.
§ 2
Rechtswirkungen der Verände-
rungssperre; Ausnahmen
Im räumlichen Geltungsbereich dür-
fen gemäß § 14 Abs. 1 BauGB
Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB 
nicht durchgeführt oder bauliche An-
lagen nicht beseitigt werden.

Erhebliche oder wesentlich Wert stei-
gernde Veränderungen von Grundstü-
cken und baulichen Anlagen, deren 
Veränderungen nicht genehmigungs-, 
zustimmungs- oder anzeigepflichtig 
sind, nicht vorgenommen werden. 
Wenn überwiegende öffentliche Be-
lange nicht entgegenstehen, kann von 
der Veränderungssperre eine Aus-
nahme zugelassen werden. Die Ent-
scheidung über Ausnahmen trifft die 
Baugenehmigungsbehörde im Ein-
vernehmen mit der Gemeinde (§ 14 
Abs. 2 BauGB).

§ 3
Inkrafttreten
Die Satzung über die Veränderungs-
sperre tritt am 6. August 2009 in 
Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald 
und soweit für ihren Geltungsbereich 
ein Bebauungsplan rechtsverbindlich 
geworden ist, spätestens jedoch mit 
Ablauf des 31. August 2010.
Die Stadt Fürth kann diese Frist um 
ein Jahr und – wenn besondere Um-
stände es erfordern – nochmals bis zu 
einem weiteren Jahr verlängern (§ 17 
Abs. 1 und 2 BauGB).

Hinweis
Dauert die Veränderungssperre län-
ger als vier Jahre über den Zeitpunkt 
ihres Beginns oder der ersten Zu-
rückstellung eines Baugesuchs nach 
§ 15 Abs. 1 BauGB hinaus, ist den 
Betroffenen für die dadurch entstan-
denen Vermögensnachteile eine an-
gemessene Entschädigung in Geld zu 
leisten (§ 18 Abs. 1 Satz 1 BauGB). 
Der Entschädigungsberechtigte kann 
die Fälligkeit des Anspruches da-
durch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich 
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bei der Stadt Fürth beantragt (§ 18 
Abs. 2 Satz 2 BauGB). Kommt ei-
ne Einigung über die Entschädigung 
nicht zustande, entscheidet die hö-
here Verwaltungsbehörde (§ 18 Abs. 
2 Satz 3 BauGB). Das Erlöschen ei-
nes Entschädigungsanspruches rich-
tet sich nach § 18 Abs. 3 BauGB. Un-
beachtlich werden nachfolgende Ver-
letzungen der Vorschriften: 
eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3 beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 
214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flä-
chennutzungsplans und 
nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit Bekanntmachung der Satzung 
schriftlich gegenüber der Stadt Fürth 
(Stadtplanungsamt, Hirschenstraße 
2) unter Darlegung des die Verlet-
zung begründeten Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 
gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2a beachtlich sind. Der 

Sachverhalt, der die Verletzung oder 
den Mangel begründen soll, ist dar-
zulegen (§ 215 Abs. 1 BauGB).
Fürth, 22. Juli 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Bebauungsplan Nrummer 430 a 
„Atzenhof Südwest“ Hornacker-
weg, Gemarkung Atzenhof, er-
langt Rechtskraft
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung 
am 24. Juni 2009 den Bebauungs-
plan Nr. 430 a „Atzenhof Südwest“ 
Hornackerweg, Gemarkung Atzen-
hof, gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als 
Satzung beschlossen (Satzungsbe-
schluss). Die genaue Abgrenzung des 
Geltungsbereiches ist im Lageplan 
ersichtlich.
Mit ortsüblicher Bekanntmachung 
gem. § 10 Abs. 3 BauGB in der Stadt-
ZEITUNG (offizielles Amtsblatt der 
Stadt Fürth) tritt der Bebauungsplan 
Nr. 430 a „Atzenhof Südwest“ Horn-
ackerweg in Kraft.
Der Plan mit Begründung kann wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden 
im Technischen Rathaus, Hirschen-
straße 2, im Stadtplanungsamt, II. 
Stock (Ebene 2.2), Zimmer 254, ein-

gesehen und über deren Inhalt Aus-
kunft verlangt werden.
Eine etwaige Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften wird 
gem. § 215 BauGB unbeachtlich, 
wenn es sich um

1 bis 3 beachtliche Verletzung der 
dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften,

214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans oder

-
liche Mängel des Abwägungsvor-
gangs

handelt und wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit Bekanntma-
chung der Satzung schriftlich gegen-
über der Stadt Fürth, Stadtplanungs-
amt, geltend gemacht worden ist. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung oder 
den Mangel begründen soll, ist dar-
zulegen. 
Etwaige Entschädigungen werden 
durch die §§ 39 ff. BauGB geregelt. 
Gemäß § 44 BauGB kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädi-
gung verlangen, wenn die in den §§ 

39 bis 42 BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind. 
Die Fälligkeit des Anspruches kann 
dadurch herbeigeführt werden, dass 
die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei der Stadt Fürth bean-
tragt wird. Ein Entschädigungsan-
spruch erlischt, wenn nicht innerhalb 
von drei Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem die Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fällig-
keit des Anspruches herbeigeführt 
wird.
Fürth, 23. Juli 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Entrichtung der Gewerbesteu-
ervorauszahlungen und Grund-
abgaben
Am 15. August 2009 wird die III. 
Vierteljahresrate 2009 für Ge-
werbesteuervorauszahlungen und 
Grundabgaben fällig.
Die zu zahlenden Beträge sind den 
zuletzt zugestellten Bescheiden zu 
entnehmen. Auf die Konten der 
Stadtkasse Fürth einbezahlt oder 
überwiesen werden kann bei fast al-
len Fürther Geldinstituten. Dabei 
ist unbedingt Adresse, Personen-
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kontonummer und Forderungsart 
anzugeben. Verrechnungsschecks 
sind an die Stadtkasse Fürth zu sen-
den. Ein Begleitschreiben dazu erüb-
rigt sich, wenn der Scheck die vor-
genannten Angaben enthält. Barein-
zahlungen bei der Stadtkasse sind 
nicht möglich.
Bei nicht rechtzeitiger oder nicht 
vollständiger Zahlung ist für jeden 
angefangenen Monat ein Säumnis-
zuschlag von 1 von Hundert des auf 
den nächsten durch fünfzig Euro teil-
baren abgerundeten rückständigen 
Betrages zu entrichten. Keine Sorge 
über Fristversäumnisse braucht sich 
zu machen, wer das bewährte Ab-
buchungsverfahren wählt. Antrags-
formulare werden auf Wunsch zuge-
sandt. Auskunft erhalten Sie bei der 
Stadtkasse Fürth, Telefon 974-14 14 
bis -14 18 und -14 22.
Hinweis zur Grundsteuer:
Die Grundsteuer wird vom Finanz-
amt jährlich nach den Verhältnis-
sen zu Beginn des Jahres festgesetzt. 
Bei der Übergabe eines Grundstü-
ckes auf einen anderen Eigentümer 
ist der bisherige Eigentümer so lange 
grundsteuerpflichtig, bis das Finanz-
amt das Grundstück auf den neu-
en Eigentümer fortgeschrieben hat 
(§ 9 Grundsteuergesetz). Diese Fort-
schreibung erfolgt zum 1. Januar des 
auf den Eigentumsübergang folgen-
den Jahres. Andere vertragliche Ab-
machungen sind privatrechtlich; sie 
ändern nichts an der Steuerpflicht 
und können daher von der Steuerver-
waltung nicht berücksichtigt werden.
Fürth, 20. Juli 2009, STADT FÜRTH,
I.A. Rudolf Becker, berufsm. Stadtrat

Ortsübliche Bekanntmachung 
des Beschlusses zur Aufhebung 
des Einleitungsbeschlusses für 
die Aufstellung des Bebauungs-
planes Nummer 390a „Kibek-
Teppichhaus“ in dem Bereich 
südlich der Herboldshofer Stra-
ße, Gemarkung Sack
Der Stadtrat der Stadt Fürth hat am 
12. März 2008 beschlossen, den Ein-
leitungsbeschluss für das Satzungs-
verfahren zur Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nummer 390a zum 
Bau eines Kibek-Teppichhauses für 
den Bereich südlich der Herboldsho-
fer Straße in der Gemarkung Sack 
wieder aufzuheben.
Der Beschluss wird hiermit gem. § 2 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) orts-
üblich bekannt gemacht.
Fürth, 5. August 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Fortschreibung der Anlage zu § 4 Abs. 2 EBS
A. Einheitssätze für die Herstellung von Erschließungsanlagen
1. Fahrbahnbefestigungen
1.1 Bei Vollausbau
Baujahr Bauklasse III

gem. RstO 01 *)
Bauklasse IV
gem. RstO 01

Bauklasse V
gem. RstO 01

Plattenbelag

€/m2 €/m2 €/m2 €/m2

2008 82,03 81,38 78,10 89,16 

*) mit Einrechnung der Binderschicht

1.2 Bei zeitlich versetztem Ausbau
1.2.1 Teilausbau ohne Rinne
Baujahr Bauklasse III

gem. RstO 01
Bauklasse IV
gem. RstO 01

Bauklasse V
gem. RstO 01

Teilausbau Fertigstellung *) Teilausbau Fertigstellung Teilausbau Fertigstellung
€/m2 €/m2 €/m2 €/m2 €/m2 €/m2

2008 60,38 21,65 56,57 24,81 49,98 27,63
*) mit Einrechnung der Binderschicht

1.2.2 Teilausbau mit Rinne
Baujahr Bauklasse III

gem. RstO 01
Bauklasse IV
gem. RstO 01

Bauklasse V
gem. RstO 01

Teilausbau Fertigstellung *) Teilausbau Fertigstellung Teilausbau Fertigstellung
€/m2 €/m2 €/m2 €/m2 €/m2 €/m2

2008 67,32 14,70 66,13 14,70 60,08 18,02 
*) mit Einrechnung der Binderschicht

1.2.3. Teilausbau bei Plattenbelag
Baujahr Teilausbau Fertigstellung

€/m2 €/m2

2008 46,78 42,38

2. Parkflächen
Baujahr Ausführung 

Betonverbundpflastersteine
Ausführung 

Granitgroßsteinpflaster
€/m2 €/m2

2008 62,47 125,52

3. Gehwege / Radwege
Baujahr Ausführung 

Betonplatten *)
Ausführung 

Asphaltbeton
Ausführung 

wassergebundene Decke
€/m2 €/m2 €/m2

2008 50,10 48,65 - -

4. Verkehrsberuhigte Bereiche
Baujahr Ausführung 

Plattenbelag
Ausführung 

Natursteinpflaster
Pflaster in Beton  

oder Betonverbund
€/m2 €/m2 €/m2

2008 89,16 - - 90,61

5. Randsteine
Baujahr Ausführung 

Granit
Ausführung 

Beton
€/lfdm €/lfdm

2008 45,29 30,26 

6. Betoneinfassungen
Baujahr €/lfdm
2008 23,71 

(Fortsetzung von Seite 23)

(Fortsetzung auf Seite 27)
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7. Begrünung
Bau-
jahr

Flächenbepflanzung Baumbepflanzungen
DM/m2 €/m2 DM/Stück €/Stück

1979 56,05 28,66 560,47 286,56
1980 49,27 25,19 492,65 251,89
1981 43,16 22,07 431,56 220,65
1982 46,58 23,82 465,75 238,13
1983 46,80 23,93 467,99 239,28
1984 48,03 24,56 480,32 245,58
1985 49,75 25,44 497,53 254,38
1986 50,60 25,87 505,99 258,71
1987 57,00 29,14 570,00 291,44
1988 57,00 29,14 570,00 291,44
1989 57,00 29,14 570,00 291,44
1990 57,00 29,14 570,00 291,44
1991 60,00 30,68 600,00 306,78
1992 60,00 30,68 600,00 306,78
1993 70,00 35,79 900,00 460,16
1994 71,00 36,30 950,00 485,73
1995 74,48 38,08 1276,80 652,82
1996 56,36 28,82 1286,71 657,88
1997 65,56 33,52 1390,48 710,94
1998 65,19 33,33 1382,72 706,97
1999 64,94 33,20 1377,33 704,22
2000 68,82 35,19 1427,29 729,76
2001 67,38 34,45 1553,88 794,49
2002 - - 39,97 - - 847,74
2003 - - 37,12 - - 840,35
2004 - - 36,93 - - 840,05
2005 - - 35,74 - - 845,47
2006 - - 31,27 - - 860,96
2007 - - 33,06 - - 861,53
2008 - - 36,47 - - 968,41

Baujahr Type 1 Type 2 Type 3 Type 4 Type 5 Type 6 Type 7 Type 8 Type 9
€/lfdm €/lfdm €/lfdm €/lfdm €/lfdm €/lfdm €/lfdm €/lfdm €/lfdm

2008 95,23 108,49 100,05 125,37 122,96 169,97 285,69 101,26 92,82

C. Einheitssätze für die Beleuchtungseinrichtungen von Erschließungsanlagen
Type 1 Fußwegleuchten 4,5 m LpH Lichtpunkthöhe
Type 2 Auslegerleuchten 6,0 m LpH Lichtpunkthöhe
Type 3 Auslegerleuchten 9,0 m LpH Lichtpunkthöhe + Überspannungen
Type 4 Auslegerleuchten 9,0 m LpH Lichtpunkthöhe 2-armig
Type 5 Großflächenleuchten 11,0 m LpH Lichtpunkthöhe
Type 6 Dekorative Leuchten Fabr. Decker 2 fl. für Fußwege
Type 7 Dekorative Leuchen Fabr. Decker 2 fl. für Verkehrswege
Type 8 Kofferleuchte 9,0 m LpH Lichtpunkthöhe NAV
Type 9 Kofferleuchte 6,0 m LpH Lichtpunkthöhe NAV

B. Einheitssätze für die Entwässerungseinrichtungen von Erschließungsanlagen
Baujahr Mischwasserkanal Regenwasserkanal

(anteilig) €/lfdm Kanallänge (anteilig) €/lfdm Kanallänge
2005 187,39 185,81
2006 192,08 190,46
2007 203,13 201,42
2008 209,32 207,55

Hinweise:
Der amtliche Umrechnungskurs für 1 Euro be-
trägt: 1 Euro = 1,95583 DM. Mit Einführung 
des Euro als offizielles Zahlungsmittel (1. Januar 
2002) wird der Einheitssatz nur noch in Euro aus-
gewiesen. Maßnahmen, deren Aufwand vollkom-
men vor dem 1. Januar 2002 entstanden ist, wer-
den in DM berechnet und der errechnete Beitrag 
mit dem amtlichen Umrechnungskurs umgerech-
net. Bei Maßnahmen, deren Aufwand sowohl vor 
dem 1. Januar 2002, als auch danach entstanden 
ist, wird der Aufwand, der vor dem 1. Januar 2002 
entstanden ist mit dem entsprechenden Einheits-

satz in Euro errechnet. Die Bezeichnung Univer-
tikal-Verbundplatten wird durch den seit einigen 
Jahren gebräuchlichen Begriff „Betonplatten“ er-
setzt. Art und Ausführung des damit bezeichne-
ten Materials bleiben unverändert. 
Artikel 3
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Stadt Fürth in Kraft.
Vorstehende Satzung wurde vom Stadtrat am 22. 
Juli 2009 beschlossen. Sie wird hiermit ausge-
fertigt und amtlich bekannt gemacht.
Fürth, 27. Juli 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Sat-
zung über die Erhebung eines 
Straßenausbaubeitrages (SABS)
vom 27. Juli 2009
Aufgrund des Art. 5 des Kommunal-
abgabengesetzes (KAG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 4. 
April 1993 (GVBl. S. 264), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz zur Änderung 
des Kommunalrechts vom 26. Juli 
2004 (GVBl. S. 272) erlässt die Stadt 
Fürth folgende Satzung zur Änderung 
der Satzung für die Erhebung eines 
Straßenausbaubeitrages (SABS) 63-2 
vom 4. April 2003 (Stadtzeitung Nr. 
8 vom 23. April 2003), zuletzt geän-
dert durch Satzung vom 6. Juli 2007 
(StadtZEITUNG/Amtsblatt Nr. 14 
vom 18. Juli 2007):
Artikel 1
1. § 1 Absatz 1 erhält folgende Fas-
sung. „(1) Die Stadt Fürth erhebt ei-
nen Beitrag zur Deckung ihres Auf-
wandes für die Erneuerung, Verbes-
serung oder Erweiterung von

1. Ortsstraßen (einschließlich der 
Sammelstraßen innerhalb der Bauge-
biete im Sinne von § 127 Abs. 2 Nr. 
3 BauGB),
2. Überbreiten von Ortsdurchfahr-
ten an Bundes-, Staats- oder Kreis-
straßen, sofern sie der Erschließung 
dienen oder zu dienen bestimmt sind 
(Überbreiten),
3. Gehwegen, Parkstreifen, Straßen-
begleitgrün, Beleuchtung, Oberflä-
chenentwässerung und Randsteine 
an Ortsdurchfahrten von Bundes-, 
Staats- oder Kreisstraßen,
4. Radwegen an Ortsdurchfahrten 
von Bundes-, Staats- oder Kreisstra-
ßen, sofern diese nicht auf den an-
schließenden freien Strecken vorhan-
den oder vorgesehen sind,
5. gemeinsamen Geh- und Radwegen 
an Ortsdurchfahrten von Bundes-, 
Staats- oder Kreisstraßen,
6. beschränkt-öffentlichen Wegen, 
die innerhalb der geschlossenen 
Ortslage oder innerhalb des räumli-

chen Geltungsbereiches eines Bebau-
ungsplanes liegen,
7. Parkplätzen, die nach städtebauli-
chen Grundsätzen innerhalb der Bau-
gebiete zu deren Erschließung not-
wendig sind.“ 
2. In § 5 Absatz 1 Nummer 13. wird 
das Wort „kombinierte“ durch das 
Wort „gemeinsame“ ersetzt.
3. In der Tabelle zu § 6 Absatz 2 (be-
zeichnet als Anlage) werden jeweils 
die Worte „kombinierte“ durch das 
Wort „gemeinsame“ ersetzt. In § 6 Ab-
satz 2 werden die Worte „der Nr. 1 mit 
Nr. 9“ und die Worte „Wird nur auf ei-
ner Straßenbreite ein Parkstreifen an-
gelegt, so verdoppelt sich die für ihn 
vorgesehene Höchstbreite.“ gestrichen. 
In § 6 Absatz 3 Buchstabe h) werden 
jeweils die Worte „kombinierte“ durch 
das Wort „gemeinsame“ ersetzt.
4. In § 7 Absatz 4 werden die Worte 
„Abs. 2 Sätze 4 und 5“ ersetzt durch 
„Abs. 3 Sätze 4 und 5“.
Absatz 5 Buchstabe d) erhält folgende 

Fassung: „d) ein Bebauungsplan weder 
in Aufstellung begriffen noch – rechts-
verbindlich – vorhanden ist, bestimmt 
sich die zulässige Geschossfläche nach 
dem gemäß § 34 BauGB zulässigen 
Maß der baulichen Nutzung.“
Absatz 7 erhält folgende Fassung: „(7) 
Bei Grundstücken, für die eine ge-
werbliche Nutzung ohne Bebauung 
zulässig ist, wird als zulässige Ge-
schossfläche die Hälfte der Grund-
stücksfläche in Ansatz gebracht. Das 
gleiche gilt, wenn auf einem Grund-
stück die zulässige Bebauung im Ver-
hältnis zur gewerblichen Nutzung 
nur untergeordnete Bedeutung hat. 
Grundstücke, ohne bauliche oder ge-
werbliche Nutzungsmöglichkeit, mit 
einer untergeordneten baulichen Nut-
zungsmöglichkeit, oder die in sonsti-
ger Weise vergleichbar genutzt wer-
den dürfen (z.B. Friedhöfe, Freibäder, 
Sport- und Kleingartenanlagen) wer-
den in beplanten und unbeplanten Ge-
bieten mit 50 v.H. der Grundstücks-

(Fortsetzung von Seite 26)
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fläche in die Verteilung einbezogen.
Absatz 9 erhält folgende Fassung: 
„(9) Grundstücke, die ausschließ-
lich Wohnzwecken dienen und an 
zwei oder mehreren nach dieser Sat-
zung getrennt abzurechnenden Anla-
gen angrenzen, werden für jede An-
lage mit der Maßgabe herangezogen, 
dass bei der Berechnung des Beitrags 
nach den vorstehenden Absätzen die 
sich ergebenden Berechnungsdaten 
(Grundstücks- und Geschossfläche) 
jeweils um ein Drittel gekürzt zu-
grunde gelegt werden. Die Vergüns-
tigung wird nicht gewährt, wenn ein 
Grundstück von mehreren Anlagen 
zwar bevorteilt ist, zu der jeweili-
gen Anlage jedoch nur eine Teilflä-
che des Gesamtgrundstückes heran-
gezogen wird. Sie wird auch nicht 
gewährt, wenn die zusätzliche Er-
schließung des Grundstückes nur 
durch private Anlagen mit der Funk-
tion von Erschließungsanlagen, oder 
durch Eigentümerwege erfolgt.“
Absatz 11 erhält folgende Fassung: 
„(11) Die Absätze 9 und 10 gelten nicht 
in Gewerbe- und Industriegebieten und 
nach der Art der Nutzung vergleichba-
ren Sondergebieten. Das gilt auch für 
Grundstücke in den übrigen Gebieten, 
die tatsächlich überwiegend gewerb-
lich oder industriell genutzt werden.“
5. In § 8 Nummer 6) wird das Wort 
„kombinierten“ durch das Wort „ge-
meinsamen“ ersetzt.
Artikel 2
Diese Satzung tritt am Tag nach ih-
rer Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Stadt Fürth in Kraft. Vorstehen-
de Satzung wurde vom Stadtrat am 
22. Juli 2009 beschlossen. Sie wird 
hiermit ausgefertigt und amtlich be-
kannt gemacht.
Fürth, 27. Juli 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Bekanntmachung der 1. Nach-
tragshaushaltssatzung der Stadt 
Fürth für das Haushaltsjahr 2009
I.
Aufgrund des Art. 68 Abs. 1 in Ver-
bindung mit Art. 63 ff. der Gemein-
deordnung erlässt die Stadt Fürth fol-
gende Nachtragshaushaltssatzung:
§ 1
1) Der als Anlage beigefügte Nach-
tragshaushaltsplan wird hiermit fest-
gesetzt; dadurch werden
(siehe Tabelle rechts)
2) unverändert
3) unverändert
4) unverändert
5) unverändert
6) unverändert

§ 2
1) Der Gesamtbetrag der Kreditauf-
nahmen für Investitionen- und Inves-
titionsförderungsmaßnahmen wird 
um 6.695.000 € erhöht und damit auf 
25.421.000 € neu festgesetzt.
2) unverändert
3) unverändert
4) unverändert
5) unverändert
6) unverändert
§ 3
unverändert
§ 4
unverändert
§ 5
unverändert
§ 6
Diese Nachtragshaushaltssatzung 
tritt mit dem 1. Januar 2009 in 
Kraft.
II.
Vorstehende Satzung wurde vom 
Stadtrat am 22. Juli 2009 beschlos-
sen und von der Regierung von Mit-
telfranken mit Schreiben vom 27. Juli 
2009 GZ: 12-1512 c-1/09 rechtsauf-
sichtlich genehmigt.
Die Satzung wird hiermit ausgefer-
tigt und amtlich bekannt gemacht.
III.
Die Haushaltssatzung liegt gem. Art. 
65 Abs. 3 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern i.V.m. § 4 der 
Bekanntmachungsverordnung wäh-
rend des ganzen Jahres im Amtsge-
bäude Süd, Schwabacher Straße 170, 
Zimmer 213, innerhalb der allgemei-
nen Geschäftsstunden zur Einsicht 
bereit.
Fürth, 22. Juli 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Haushaltssatzung für die von der 
Stadt Fürth verwaltete rechtsfä-
hige Stiftung „König Ludwig III. 
und Königin Marie Therese Gol-
dene Hochzeitstiftung Fürth“ für 
das Haushaltsjahr 2009
I.
Aufgrund des Art. 28 Abs. 3 des Stif-
tungsgesetzes in Verbindung mit Art. 
63 ff. der Gemeindeordnung erlässt 
die Stadt Fürth folgende Haushalts-

erhöht  
um  
€ 

vermin-
dert um  

€ 

und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplans einschl. 

des Nachtrags
gegenüber 

bisher € 
auf nunmehr  
€ verändert

im Vermögenshaus-
halt  
die Einnahmen  
die Ausgaben

17.202.800
17.202.800 

-
-

43.904.439
43.904.439

61.107.239
61.107.239

satzung die hiermit bekannt gemacht 
wird: 
§ 1
Der als Anlage beigefügte Wirt-
schaftsplan der von der Stadt Fürth 
verwalteten rechtsfähigen Stiftung 
wird hiermit festgesetzt;
er schließt 
im Erfolgsplan
in den Erträgen mit 3.461.832,00 €
und den Aufwendungen mit 
3.081.395,00 €
somit Jahresüberschuss/Fehlbetrag 
380.437,00 €
im Vermögensplan
in den Einnahmen (Mittelherkunft) 
mit 4.541.375,00 €
und Ausgaben (Mittelverwendung) 
mit 4.314.770,00 €
somit Zunahme der liquiden Mittel 
von 226.605,00 €
ab.
§ 2
Kreditaufnahmen für Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnah-
men in Höhe von 1.050.000,00 € sind 
im Vermögensplan vorgesehen.
§ 3
Verpflichtungsermächtigungen im 
Vermögensplan werden in Höhe von 
1.450.000 € festgesetzt.
§ 4
Der Höchstbetrag der Kassenkre-
dite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan 
wird auf 570.000,00 € festgesetzt.
§ 5
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 
1. Januar 2009 in Kraft.
II.
Vorstehende Satzung wurde vom 
Stadtrat am 24. Juni 2009 beschlos-
sen und von der Regierung von Mit-
telfranken mit Schreiben vom 13. Ju-
li 2009 Nr. 12-1222.3/4 H rechtsauf-
sichtlich gewürdigt.
III.
Die Haushaltssatzung liegt gem. Art. 
20 Abs. 3 Bay. Stiftungsgesetz, Art. 
65 Abs. 3 Satz 1 und Art. 26 Abs. 2 
der Gemeindeordnung für den Frei-
staat Bayern i.V.m. § 4 der Bekannt-
machungsverordnung während des 
ganzen Jahres im Amtsgebäude 

Schwabacher Straße 170, Zimmer 
218, innerhalb der allgemeinen Ge-
schäftsstunden zur Einsicht bereit.
Fürth, 20. Juli 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Öffentliche  
Ausschreibungen

Öffentliche Ausschreibung
Öffentlicher Auftraggeber (Verga-
bestelle): Stadt Fürth, Stadtentwäs-
serungsbetrieb Fürth, Hirschenstra-
ße 2, 90762 Fürth, Telefon 974-31 06, 
Fax 974-31 08, E-Mail submission@
fuerth.de, www.fuerth.de.
Den Volltext der Bekanntmachung 
finden Sie ausschließlich im Internet 
auf der Seite www.fuerth.de unter 
Fürther Rathaus/Ausschreibungen ab 
5. August 2009.
Ausführung von Bauleistungen
Vergabeverfahren: Öffentliche 
Ausschreibung nach VOB/A. Bau-
vertrag nach VOB.
Maßnahme: Mischwasserbehand-
lung Hauptentwässerungsgebiet 5/6, 
BA III Stauraumkanal Vacher Straße.
Art der Leistung: Kanalbauarbeiten 
in geschlossener und offener Bauweise. 
Ort der Ausführung: Stadt Fürth, 
Vacher Straße im Ortsteil Vach.
Voraussichtliche Ausführungszeit: 
26. Oktober 2009 bis 3. September 
2010.
Angebotseröffnung: 17. September 
2009, 14 Uhr.

Öffentliche Ausschreibung
Öffentlicher Auftraggeber (Ver-
gabestelle): Stadt Fürth, Baureferat, 
Hirschenstraße 2, 90762 Fürth, Te-
lefon 974-31 06, Fax 974-31 08, E-
Mail submission@fuerth.de, www.
fuerth.de.
Den Volltext der Bekanntmachung 
finden Sie ausschließlich im Internet 
auf der Seite www.fuerth.de unter 
Fürther Rathaus/Ausschreibungen.
Ausführung von Bauleistungen
Vergabeverfahren: Öffentliche 
Ausschreibung nach VOB. 
Maßnahme: Erweiterung, Um-
bau und Generalinstandsetzung der 
Grundschule Burgfarrnbach.
Art der Leistung: Schlosserarbei-
ten.
Ort der Ausführung: Hummelstra-
ße 9, 90768 Fürth.
Voraussichtliche Ausführungszeit: 
KW 41 bis 43/2009 und KW 49 bis 
51/2010.
Angebotseröffnung: 25. August 
2009, 14.30 Uhr. 
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Preisliste der infra fürth unternehmensgruppe  
für besondere Leistungen im Bereich Netz   
ab 1. Oktober 2009   

   

 € € 
  netto brutto 
1. Strom   
    
1.1 Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage gem. § 14 NAV   
    
1.1.1 bis zu 2 Messstellen 29,50 35,11 
    
1.1.2 3 Messstellen 149,50 177,91 
    
1.1.3 je weitere Messstelle 29,50 35,11 
    
1.2 Baustromanschluss   
    
1.2.1 Standard 305,61 363,68 
 Anschluss von bauseits vorhandenem Baustromverteiler   
 bis 3 x 100 A inkl. Inbetriebsetzung   
    
1.2.2 Express 451,46 537,24 
 Lieferung, Montage, Miete des Verteilerschrankes   
 bis 3 x 100 A für eine Woche - Bereitstellung innerhalb eines Werktages  
    
 Miete für jede weitere Woche 100,00 119,00 
    
1.2.3 Unterverteilung 189,53 225,54 
 Anschluss eines bauseits vorhandenen Baustromverteilers   
 an einen bestehenden Hausanschluss   
    
1.2.4 Individuell Abrechnung 
 Baustromanschluss mit oberirdischer Trennmuffe für eine nach Aufwand 
 spätere Nutzung als regulärer Strom-Hausanschluss    
    
1.3 Nachprüfung der Messeinrichtung gem. § 8(2) StromGVV   
    
1.3.1 Messstelle WS ET 128,88 153,37 
1.3.2 Messstelle DS ET 141,48 168,36 
1.3.3 Messstelle DS WA ET 222,95 265,31 
1.3.4 Messstelle WS DT 150,88 179,55 
1.3.5 Messstelle DS DT 163,48 194,54 
1.3.6 Messstelle DS WA DT 244,95 291,49 
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  € € 
  netto brutto 
2. Gas   
    
2.1 Inbetriebsetzung der Gasanlage gem. § 14 NDAV   
    
2.1.1 Messstelle ohne Leistungsmessung 29,50 35,11 
 je Messstelle   
    
2.1.2 Messstelle mit registrierender Leistungsmessung Abrechnung 
  nach Aufwand 
    

2.2 
Nachprüfung der Messeinrichtung gem. § 8(2) 
GasGVV   

    
2.2.1 Messstelle G4 / G6 / G10 152,35 181,30 
2.2.2 Messstelle G16 194,15 231,04 
2.2.3 Messstelle G25 220,90 262,87 
2.2.4 Messstelle über G25 Abrechnung 
  nach Aufwand 
    
3. Wasser   
    
3.1 Inbetriebsetzung der Kundenanlage gem. § 13 AVB WasserV   

 
(einschl. Setzen oder Auswechseln eines 
Wasserzählers    

 mit einer Nennbelastung bzw. Nenndurchlass von ...)   
    
3.1.1 Nenndurchlass bis   10 m³ 53,50 57,25 
3.1.2 Nenndurchlass bis   15 m³ 187,25 200,36 
3.1.3 Nenndurchlass bis   40 m³ 214,00 228,98 
3.1.4 Nenndurchlass bis   60 m³ 267,50 286,23 
3.1.5 Nenndurchlass bis 150 m³ 321,00 343,47 
   
3.2 Sonstige Leistungen im Bereich Wasser   
    
3.2.1 Miete für Standrohre pro Tag 0,51 0,55 
 zusätzlich: Grundpreis pro Monat 3,83 4,10 
 zusätzlich: Pauschale (Nachkontrolle bei Rückgabe) 40,13 42,94 
3.2.2 Auspumpen von Schächten 80,25 85,87 
3.2.3 Pauschale für Ein- / Ausbau von Bauwassergruppen 53,50 57,25 
    
3.3 Nachprüfung der Messeinrichtung gem. § 19 AVB WasserV  
    
3.3.1 Messstelle bis Qn6 121,60 130,11 
3.3.2 Messstelle Qn10 133,00 142,31 
3.3.3 Messstelle über Qn10 Abrechnung 
  nach Aufwand 
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  € € 
  netto brutto 
    
4. Besondere Leistungen   
    
4.1 Unterbrechung und Wiederherstellung  80,27 95,52 
 des Anschlusses und der Anschlussnutzung   
    
4.2 Stornierung eines Sperrauftrages 29,50 35,11 
    
    5. Zusätzliche Anfahrt   
    
 Soweit aus Gründen, die der Anschlussnehmer zu vertreten   
 hat, die vereinbarte Inbetriebsetzung nicht möglich und eine   

 
erneute Anfahrt notwendig ist, wird dies pauschal 
berechnet.   

   
 je Fehlfahrt 55,50 66,05 
   
    
Die ausgewiesenen Bruttopreise enthalten die gesetzliche Umsatzsteuer von 7 Prozent  
(Wasser) bzw. 19 Prozent. Sie sind auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet. 

      

    
     
      
       
1. Unterbrechung und Wiederherstellung des Anschlusses  
 und der Anschlussnutzung  
      
 
 

Unterbrechung und Wiederherstellung  
des Anschlusses und der Anschlussnutzung 

      
     
2. Zahlung und Verzug   
     
2.1 Bei Zahlungsverzug des Kunden sind für die  5,00* 
 erneute Aufforderung zur Zahlung Mahnauslagen  
 in folgender Höhe zu erheben:  
     
2.2 Für die Wiedervorlage der Rechnung durch  40,13* 
 Beauftragte der infra unternehmensgruppe sind je  
 Inkasso-Gang zu erheben:   
      
 *Die Kosten für Zahlung und Verzug unterliegen nicht der Umsatzsteuer.  
     
     
Die ausgewiesenen Bruttopreise enthalten die gesetzliche Umsatzsteuer von  
19 Prozent. Sie sind auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet. 

Preisliste der infra fürth unternehmensgruppe 
für besondere Leistungen im Bereich Vertrieb  
ab 1. Oktober 2009    

  

€ € 
netto brutto 

  
  
 
  

  
80,27 95,52 

  
  
  
  
  

5,00*  
  
  
  

40,13*  
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95,40        113,53 

 
Die infra informiert über die Preise für Erdgas zum 1. Oktober 2009 
 
Der Abwärtstrend beim Ölpreis ist gestoppt. Die ´Referenzwerte im zweiten Quartal liegen bei leichtem Heizöl bei 
42,53 Euro pro Hektoliter (€/hl) netto und bei schwerem Heizöl bei 281,22 Euro pro Tonne (€ t) netto. Eine leichte 
Anpassung der Preise um rund drei Prozent ist deshalb zum 1. Oktober 2009 nicht zu vermeiden. Ein Fürther 
Haushalt mit einem Jahresverbrauch von 7.000 Kilowattstunden (kWh) hat monatlich eine Mehrbelastung von 1,28 
Euro brutto. Bei 20.000 kWh beträgt diese 3,83 Euro und bei 35.000 kWh 6,71 Euro, jeweils pro Monat. Gewerbe- 
und Großkunden mit einem höheren Verbrauch steht der Vertrieb unter Telefon 0911 9704-512 oder per E-Mail 
vertrieb@infra-fuerth.de gern zur Verfügung. 
 
 
Ab dem 1. Oktober 2009 gelten für die Kunden der infra nachfolgende Erdgaspreise: 
Die Grundpreise werden zur besseren Vergleichbarkeit mit der Jahresverbrauchsabrechnung als 
Jahresbetrag ausgewiesen. 
 
      Arbeitspreise   Grundpreise 
      Netto Brutto Netto  Brutto 
       ct/kWh ct/kWh  €/Jahr €/Jahr 

infra grundversorgung gas 
Preisstufe 1 (0 bis 8.601 kWh/a) 6,62 7,88     31,20            37,13 
Preisstufe 2 (8.602 bis 50.178 kWh/a) 4,95 5,89   174,84          208,06 
Preisstufe 3 (ab 50.179 kWh/a) 4,86 5,78   220,00          261,80 
Bestabrechnung nach der individuell günstigsten Preisstellung! 
 

infra privat gas 
Preisstellung mini (0 bis 8.601 kWh/a) 6,17 7,34     31,20            37,13 
Preisstellung maxi (8.602 bis 50.178 kWh/a) 4,50 5,36   174,84          208,06 
Bestabrechnung nach der individuell günstigsten Preisstellung! 
 

infra profi gas (ab 50.179 kWh/a) 4,41   5,25   220,00          261,80 
 

infra privat kombi (Strom plus Gas) 
infra privat kombi 
Strom 17,434      20,75     75,30            89,61 
Gas 4,50          5,36   152,88          181,93 
Günstig bei einem Gasverbrauch von mehr als ca. 8.600 kWh/a und einem Stromverbrauch ab 1.527 kWh/a! 
 
infra privat kombi duo 
Strom HT 19,279      22,94 
Strom NT 14,161      16,85 
Gas 4,50          5,36   152,88          181,93 
Günstig bei einem Gasverbrauch von mehr als ca. 8.600 kWh/a und beim Strom ab der ersten kWh. Doppeltarifzähler ist Voraussetzung! 
 
 
Zusätzlich gelten für die genannten Erdgaspreise der infra nachstehende Bedingungen: 
 

 Sonderkündigungsrecht: Die Kunden haben durch diese Preisanpassung einmalig das Recht, ihren Gaslieferungsvertrag mit einmonatiger 
Frist auf das Ende des der öffentlichen Bekanntgabe folgenden Kalendermonats (30. September 2009) schriftlich zu kündigen. 

 Zur Information: Die Umrechnung von Betriebskubikmetern (m3) in Kilowattstunden (kWh) erfolgt i.d.R. seit dem 1. Januar 2008 mit dem 
Faktor 10,42. Nähere Informationen dazu im Internet unter www.infra-fuerth.de. Beim Vergleich einer Kilowattstunde Erdgas mit einer 
Kilowattstunde Strom benötigt man für die gleiche nutzbare Wärmemenge bei Einsatz von Erdgas bis zum 1,35-Fachen an kWh. 

 Die Nettopreise beinhalten Erdgas, Entgelte für Netznutzung, Messung und Abrechnung, Energiesteuer von derzeit 0,55 Cent je 
Kilowattstunde (ct/kWh) und die Konzessionsabgabe nach den Sätzen der Konzessionsabgabenverordnung. 

 Die Bruttopreise enthalten die Mehrwertsteuer von derzeit 19 Prozent und sind auf die zweite Stelle nach dem Komma gerundet. 
 Voraussetzungen für die Produkte „infra privat gas“ und „infra profi gas“ sind eine Mindestvertragslaufzeit von 12 Monaten und eine 

Einzugsermächtigung. Liegt der infra keine Einzugsermächtigung vor, so erhöht sich der Grundpreis um netto 15,16 €/Jahr bzw. brutto um 
18,04 €/Jahr (inklusive 19 Prozent MwSt.). Für den Tarif „infra grundversorgung gas“ gelten die Vorschriften der 
Gasgrundversorgungsverordnung (GVV). 

 Allen Heizgaskunden mit einem Verbrauch über 10.000 kWh/a wird empfohlen, die Zählerstände in der letzten September- bzw. der ersten 
Oktoberwoche abzulesen und der infra mitzuteilen. Unter der Gratisrufnummer 0800 46372383 bzw. der Tasteneingabe 0800 infrafue 
besteht die Möglichkeit – auch am Wochenende – rund um die Uhr Nachrichten zu hinterlassen. Auch per E-Mail unter abrechnung@infra-
fuerth.de können die Zählerstände mitgeteilt werden, ebenso per Fax unter 0911 9704-412. Bitte Zählernummer, Ablesedatum und Namen 
nicht vergessen. 




